
Beklagte: Republik Finnland (Prozessbevollmächtigter: J. Helis
koski) 

Streithelfer zur Unterstützung der Beklagten: Königreich Dänemark 
(Prozessbevollmächtigter: C. Vang), Französische Republik (Pro
zessbevollmächtigte: G. de Bergues und N. Rouam), Königreich 
der Niederlande (Prozessbevollmächtigte: C. Wissels und M. 
Noort), Königreich Schweden (Prozessbevollmächtigte: A. Falk 
und S. Johannesson), Vereinigtes Königreich Großbritannien 
und Nordirland (Prozessbevollmächtigte: H. Walker im Beistand 
von G. Facenna, Barrister) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 63 
AEUV und Art. 40 EWR-Abkommen — Nationale Regelung, 
nach der Dividenden, die von inländischen Gesellschaften an 
ausländische Pensionsfonds ausgezahlt werden, einer strengeren 
Besteuerung unterliegen als derjenigen, die für inländische Pen
sionsfonds gilt 

Tenor 

1. Die Republik Finnland hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 63 AEUV und Art. 40 des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 verstoßen, 
dass sie eine diskriminierende Besteuerungsregelung für an auslän
dische Pensionsfonds ausgezahlte Dividenden erlassen und auf
rechterhalten hat. 

2. Die Republik Finnland trägt ihre eigenen Kosten und die Kosten 
der Europäischen Kommission 

3. Das Königreich Dänemark, die Französische Republik, das König
reich der Niederlande, das Königreich Schweden sowie das Ver
einigte Königreich Großbritannien und Nordirland tragen ihre 
eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 234 vom 28.8.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 8. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
— Deutschland) — Finanzamt Hildesheim/BLC Baumarkt 

GmbH & Co. KG 

(Rechtssache C-511/10) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Art. 17 Abs. 5 Unterabs. 
3 — Vorsteuerabzugsrecht — Gegenstände und Dienstleistun
gen, die sowohl für steuerbare als auch für steuerbefreite 
Umsätze verwendet werden — Vermietung eines Gebäudes 
zu Geschäfts- und zu Wohnzwecken — Kriterium für die 

Berechnung des Pro-rata-Satzes des Vorsteuerabzugs) 

(2013/C 9/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Finanzamt Hildesheim 

Beklagte: BLC Baumarkt GmbH & Co. KG 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesfinanzhof — Auslegung 
von Art. 17 Abs. 5 Unterabs. 3 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu
ern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Vorsteuer
abzugsrecht — Gegenstände und Dienstleistungen, die sowohl 
für steuerbare als auch für steuerbefreite Umsätze verwendet 
werden — Vermietung eines Gebäudes zu Geschäftszwecken 
und zu Wohnzwecken — Berechnung des Pro-Rata-Satzes des 
Steuerabzugs nach dem Umsatz, der auf die Mieter von Ge
schäftsräumen entfällt — Nationale Regelung, nach der sich 
der Pro-Rata-Satz nach der Fläche des Gebäudes berechnet, die 
auf diese Mieter entfällt 

Tenor 

Art. 17 Abs. 5 Unterabs. 3 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund
lage ist dahin auszulegen, dass er es den Mitgliedstaaten erlaubt, 
zum Zweck der Berechnung des Pro-rata-Satzes für den Abzug der 
Vorsteuern aus einem bestimmten Umsatz wie der Errichtung eines 
gemischt genutzten Gebäudes vorrangig einen anderen Aufteilungs
schlüssel als den in Art. 19 Abs. 1 dieser Richtlinie vorgesehenen 
Umsatzschlüssel vorzuschreiben, vorausgesetzt, die herangezogene Me
thode gewährleistet eine präzisere Bestimmung dieses Pro-rata-Satzes. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 8. November 
2012 — Europäische Kommission/Hellenische Republik 

(Rechtssache C-528/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verkehr — 
Entwicklung der Eisenbahnunternehmen in der Gemeinschaft 
— Richtlinie 2001/14/EG — Art. 6 Abs. 2 bis 5 und Art. 11 
— Fahrwegkapazität der Eisenbahn und Erhebung von Ent
gelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur — 

Nichtumsetzung innerhalb der vorgeschriebenen Frist) 

(2013/C 9/08) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Zavvos und H. Støvlbæk) 

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte: S. Chala)
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